
S e i t e  1 | 2 

DIE LINKE. im Rat der Stadt Bochum, 44777 Bochum 

 
 

Presseinformation 06.05.2015 

Dringlichkeitsantrag: Bochumer Rat soll 
Abschiebungsforderungen zurückweisen 
 
Auf der Ratssitzung am 7. Mai macht die Bochumer Linksfraktion die 
Forderungen von Oberbürgermeisterin Ottilie Scholz nach einer noch 
schärferen Abschiebungspolitik zum Thema. DIE LINKE fordert, dass sich 
der Rat für eine menschliche Flüchtlingspolitik und gegen die Abschaffung 
von Einzelfallprüfungen vor Abschiebungen ausspricht. Zusammen mit der 
Sozialen Liste bringt die Linksfraktion daher einen Dringlichkeitsantrag ein. 
 
In einem Brief an die Landesregierung hatte Ottilie Scholz (SPD) zusammen mit 
weiteren OberbürgermeisterInnen und Landräten gefordert, Erlasse des Landes 
NRW außer Kraft zu setzen, die Einzelfallprüfungen vor Abschiebungen von 
besonders schutzbedürftigen Personen vorschreiben. „Der Rat muss deutlich 
machen, dass er den unabgesprochenen Vorstoß von Frau Scholz nicht mitträgt“, 
sagt Horst Hohmeier, Ratsmitglied der LINKEN. „Sonst könnte der Brief der 
Oberbürgermeisterin als Signal an die Verwaltung verstanden werden, die 
vorgeschriebenen Einzelfallprüfungen nicht mit der letzten Entschiedenheit und 
Genauigkeit durchzuführen. Selbst mit diesen Regeln werden Menschen aus NRW 
abgeschoben, die um ihr Leben und ihre Gesundheit fürchten müssen. Wir 
brauchen eine menschlichere Flüchtlingspolitik, keine weitere unmenschliche 
Verschärfung.“ 
 
In dem von der Linksfraktion eingebrachten Dringlichkeitsantrag heißt es: „Der Rat 
der Stadt Bochum fordert alle VertreterInnen der Stadt Bochum auf, sich für eine 
menschliche Flüchtlingspolitik einzusetzen. Die Verschärfung der Abschiebepolitik 
gegenüber besonders diskriminierten Minderheiten durch eine Abschaffung von 
Einzelfallprüfungen würde dem diametral widersprechen. Wer solche Forderungen 
aufstellt, spricht nicht im Namen des Rates der Stadt Bochum.“ 
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Auch der Flüchtlingsrat NRW kritisiert die Forderungen der 
OberbürgermeisterInnen und Landräte als „unsachlich und irreführend, denn die 
derzeitigen Probleme der Kommunen bei der Flüchtlingsunterbringung werden 
dadurch nicht gelöst.“ Weiter heißt es in der Stellungnahme: „Der Flüchtlingsrat 
NRW e.V. appelliert sowohl an die Oberbürgermeister und Landräte als auch an 
die Landesregierung in NRW, jeden Flüchtling als gleichwertig zu betrachten und 
zu behandeln und keine polemische Unterscheidung von ‚guten‘ und ‚schlechten‘ 
Flüchtlingen vorzunehmen. Diese Unterscheidung ist höchst gefährlich. Sie kann 
zu Ablehnung und Rassismus in der Bevölkerung mit schwerwiegenden 
Konsequenzen führen.“ 

 
Weitere Informationen: 
 

• Den Dringlichkeitsantrag „Flüchtlingsschutz in NRW“, über den der Rat 
am 7. Mai abstimmen wird, finden Sie anbei. 
 

• Die Stellungnahme des Flüchtlingsrats NRW finden Sie online hier: 
http://www.frnrw.de/images/In_eigener_Sache/2015/Stellungnahme_F
RNRW_Brief_OB.pdf 

 
• Weitere Informationen zum von Oberbürgermeisterin Ottilie Scholz 

unterzeichneten Brief an Ministerpräsidentin Hannelore Kraft sowie 
eine Dokumentation des Schreibens finden Sie online hier: 
http://linksfraktionbochum.de/2015/05/scharfe-kritik-an-ob-ottilie-
scholz-forderung-nach-mehr-abschiebungen-von-diskriminierten-
minderheiten-alten-und-kranken-ist-unmenschlich/ 


